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40 Millionen Franken muss das Schweizer
Radio und Fernsehen SRF ab 2016 sparen.
2018 soll sich der Betrag auf 50 Millionen
Franken erhöhen. Schon jetzt ist klar.
Dem Spardiktat fallen Sendungen und Ar-
beitsplätze zum Opfer: Allein im nächsten
Jahr sollen bei den Öffentlich-Rechtlichen
102 Vollzeitstellen verschwinden. Auch
der Standort Basel ist betroffen (die bz be-
richtete). Unklar war bisher, wie viele Stel-
len allein im Studio Basel abgebaut wer-
den. In diversen Medien war bisher die
Rede von 14, 10 oder neun Stellen.

2016: Vier Stellen weg
Seit gestern herrscht Klarheit: «Im Stu-

dio Basel werden im Verlauf von 2016 vier

Stellen abgebaut. Der Abbau soll wenn
möglich über natürliche Fluktuation erfol-
gen», so die SRF-Sprecherin Andrea Wen-
ger gegenüber der bz.

Alles in allem teilen sich im Studio Basel
179 SRF-Mitarbeiter 129 Vollzeitstellen. Im
Studio an der Novarastrasse auf dem Bru-
derholz sind das Radioprogramm Radio
SRF 2 Kultur sowie weitere Teile der Ab-
teilung Kultur ansässig. Insgesamt be-
schäftigt diese Abteilung an den drei
Standorten Basel, Zürich Brunnenhof und
Zürich Leutschenbach 349 Mitarbeiter,
die sich 265 Vollzeitstellen teilen.

Das Schweizer Radio und Fernsehen
will nun durch Anpassungen in der Orga-
nisation und in den Abläufen an allen
Standorten weitere fünf Stellen einsparen:
«Wie viele Personen betroffen sind, ist
noch nicht klar, da der Abbau unter ande-
rem über Frühpensionierungen, Pensen-
reduktionen oder natürliche Fluktuation
erfolgen wird», so Andrea Wenger. Zu den
also insgesamt neun Redaktionsstellen in
Basel und Zürich komme aber noch ein
massiver Stellenabbau im Produktions-
zentrum tpc in Leutschenbach, dass alle

SRF–Sender und Abteilungen bedient. In
einer ersten Runde werden dort schon
per Anfang 2016 8,6 Stellen gestrichen.
Diese erste Sparrunde betreffe Kamera-
leute, Ausstatter und Lichttechniker. Dazu
kommen noch 23 Vollzeitstellen in der
IT-Abteilung und im IT-Support, so der Re-
gionalsekretär der Mediengewerkschaft
SSM gegenüber dem Branchen-Newsletter
«Kleinreport». Längerfristig prüfe man
überall die Nutzung von Synergien durch
die Änderung der Strukturen, so Wenger.

Ungewisse Zukunft
Alles in allem kommt der Standort Basel

mit vier gestrichenen Stellen für 2016 im
Vergleich relativ glimpflich davon. Zumal
auch der für 2018 geplante Umzug vom
Bruderholz in den noch nicht gebauten
Meret-Oppenheim-Turm beim Bahnhof
von der Sparübung nicht tangiert wird.

Trotzdem: Die ganze Sache sei im Au-
genblick sehr schwierig, so SSM-Gruppen-
sekretärin Ariane Gscheidle. Die Gewerk-
schafterin ist zuständig für die Betreuung
der Mitarbeitenden von Radio SRF an al-
len regionalen Standorten. «Es ist alles im

Fluss und es herrscht keine Transparenz»,
erklärt Gscheidle. Sie bestätigt den Abbau
der vier Stellen in Basel und betont die
ungewisse Situation der Arbeitnehmer.
«Man weiss nicht, wen es wie treffen wird.
Beim SRF sei man offenbar immer noch in
der Phase des Evaluierens und des Analy-
sierens, was die künftige Form der Abtei-
lung Kultur angehe. Zwar sie sie mit der
Geschäftsleitung permanent im Gespräch,
aber die Ungewissheit bleibe. Es sei eben
immer noch nicht zu 100 Prozent klar,
was geschehen werde.

Dies habe Konsequenzen: «Es herrscht
Unruhe. Es wird dauernd über das speku-
liert, was die Zukunft bringt.» Nur eins sei
sicher: Es wird abgebaut. Das SRF-Spar-
programm wird durchgezogen.

An einer Infoveranstaltung vor etwa
zwei Wochen habe SRF-Direktor Ruedi
Matter denn auch Klarheit und definitive
Entscheidungen bis Ende November ange-
kündigt. Mittlerweile ist Dezember und es
passiert nichts», so Gscheidle. «Wir wer-
den allenfalls im Januar wissen, was ge-
schieht und wen es trifft.» Und wie es wei-
tergeht in der nächsten Sparrunde 2017.

Unruhe und Ungewissheit im Studio Basel
Sparübung Bis Ende 2016
streicht SRF 102 Stellen. Auch
das Studio Basel wird nicht ver-
schont, kommt aber mit einem
blauen Auge davon – vorerst!

VON SIMON ERLANGER

von 129 Vollzeitstellen der
«Abteilung Kultur» muss das
Schweizer Radio und Fernse-
hen SRF im Rahmen des aktu-
ellen Sparprogramms bis
Ende 2016 streichen. 

4

Die Botschaft ist im Prinzip einfach:
Der Kanton Basel-Stadt soll seine
Grundstücke nicht verhökern. Denn:
Weg ist weg. Wenn er das macht, hat er
seine Möglichkeiten, steuernd, also po-
litisch, einzugreifen, aus der Hand ge-
geben. «Unser Boden, unsere Zukunft»,
so lautet denn auch der pathetische
Slogan der Initianten der «Neuen Bo-
deninitiative», die gestern präsentiert
wurde. Sie kommt am 28. Februar vors
Volk. Auf Kritik stiessen in der Vergan-
genheit der Verkauf der Markthalle und
der Liegenschaften des Erziehungsde-
partements am Münsterplatz.

Die Initiative sieht aber Ausnahmen
vor. Der Kanton kann Grundstücke ver-
kaufen, soweit innerhalb von fünf Jah-
ren über Zukäufe vergleichbarer
Grundstücke der «Saldo» ausgeglichen
wird.

Das Instrument des Baurechts
Anstelle eines Verkaufs sollen Grund-

stücke vorab im Baurecht abgegeben
werden. Was heisst das konkret? Der
Kanton «vermietet» das Grundstück für
eine bestimmte Dauer, beispielsweise
50 oder 100 Jahre. Der Baurechtneh-
mer zahlt dafür einen Zins und kann
das Grundstück für die abgemachte
Zeit nutzen. Nach Ablauf der Frist geht
das Grundstück an den Kanton zurück
oder der Vertrag geht in die Verlänge-
rung.

An der gestrigen Medienorientierung
betonte Bürgerrat Stefan Kaister (GLP)
die Wichtigkeit der Baurechts-Zins-
erträge auch für den Eigentümer. Das
Bürgerspital Basel erbringe dank diesen
Erträgen viele Leistungen in den Berei-
chen «betreutes Wohnen», Rehabilitati-
on und Integration. Die Christoph-Me-
rian-Stiftung schütte von den insgesamt
22 Millionen Baurechtszinserträgen die
Hälfte für soziale und kulturelle Zwecke
aus. Ein wirtschaftlich interessantes Ge-
biet dürfte das Areal der Bürgergemein-
de und der EBM beim Bachgraben in
Allschwil werden: Das Entwicklungs-
gebiet ist 75 000 m² gross.

Für Wohnbau und Gewerbe
Baurechte seien auch für den Woh-

nungsmarkt und die Wohnungspolitik
sehr wichtig, sagte Jörg Vitelli, Präsi-
dent Dachverband Wohnbaugenossen-
schaften Nordwestschweiz und SP-
Grossrat. Das Areal des Felix-Platter-
Spitals vergebe der Kanton im Bau-
recht, geplant sind bis zu 500 Wohnun-
gen. «Genossenschaften könnten ein
solches Projekt ohne Baurecht finanzi-
ell nicht stemmen.» Gemäss kantonaler
Mietpreisstatistik seien Genossen-
schaftswohnungen rund 30 Prozent

günstiger. Baurechtsverträge hat der
Kanton mit der Messe Schweiz inklusi-
ve Musical Theater, dem St. Jakob-Park,
dem Zolli und vielen anderen Unter-
nehmen und Institutionen in Basel. Ste-
fan Akos von «Unser Bier» sieht auch

eine Chance für das Gewerbe: Die ge-
plante Gewerbearena bei der Flugha-
fenstrasse soll von günstigen, für das
Gewerbe erträgliche Baurechtszinsen
profitieren. Der Kanton hat also Steue-
rungsmöglichkeiten, oder im Klartext:

die Möglichkeiten zu versteckten Sub-
ventionen. Diese Frage stellt sich be-
sonders bei kommerziellen, für die
Stadt wichtigen Unternehmen wie der
Messe Schweiz. Auf der anderen Seite
wurde bei einem anderen Baurecht-

Projekt, der Überbauung des Kinder-
spital-Areals im Kleinbasel, reklamiert,
die Baurechtszinsen seien zu hoch und
würden zu Leerständen führen. «Das
ist Mumpitz», sagte Vitelli. Die Woh-
nungen seien teilweise einfach über-
teuert.

«Partnerschaftliche Formel»
Die bz wollte wissen, wie hoch denn

die Zinsen pro Quadratmeter und Jahr
sind. Doch der Kanton lässt sich nicht
in die Karten blicken. Der Baurechts-
zins werde für jede Parzelle individuell
mit der «partnerschaftlichen Formel
berechnet, die unserem Partnerschaft-
lichen Baurechtsvertrag zugrunde
liegt», hiess es. Fest steht, dass für den
Kanton die Baurechtszinserträge eine
erkleckliche Einnahme darstellen. 2013
waren es gemäss dem Jahresbericht
«Immobilien Finanzvermögen» 37,7
Millionen Franken, im vergangenen
Jahr 41,5 Millionen.

Offene Türen eingerannt?
Seit der Formulierung der Immobili-

enstrategie für das Finanzvermögen im
Jahr 2007 habe der Kanton nur verein-
zelt Liegenschaften verkauft, heisst es
bei Immobilien Basel-Stadt. Der Kanton
habe ausserdem «aktiv Land gekauft».
So erwarb der Kanton in den vergange-
nen Jahren unter anderem die Areale
Lysbüchel, Schoren, Bahnhof St. Jo-
hann, Erlenmatt (Schule), Liegenschaf-
ten an der Spiegelgasse sowie an der
Feldbergstrasse 47.

Etwas Kummer macht der Verwal-
tung offenbar die Tatsache, dass sich
der Kanton im «Kaufzwang» sieht,
wenn er ein Grundstück verkauft habe.
«Gemäss Initiative wäre künftig der Ver-
kauf einer Liegenschaft nur zulässig,
wenn sich die Grundstücksfläche im Ei-
gentum des Kantons während fünf Jah-
ren nicht verringert. Aufgrund dieses
faktischen Kaufzwangs des Kantons
könnten die Verkäufer von Grundstü-
cken vom Kanton übersetzte Preise for-
dern», schreibt Barbara Neidhardt, die
Leiterin Kommunikation & Marketing
von Immobilien Basel-Stadt.

Boden-Initiative Das richtige Rezept heisst «Vergabe im Baurecht», finden die Initianten

Kanton soll Boden nicht verscherbeln
VON STEFAN SCHUPPLI

Das Areal des Felix-Platter-Spitals wird dereinst im Baurecht abgegeben – ganz nach dem Wunsch der Initianten. NICOLE NARS

Die «Neue Bodeninitiative» ist eine Zweit-
auflage einer Initiative von 2012. Der Ge-
genvorschlag der Regierung wurde aber
nach eingehender Diskussion knapp
nicht überwiesen. Daraufhin habe man
die Initiative zurückgezogen. «Ein Uni-
kum», sagte Mitinitiant Klaus Hubmann
von der Stiftung Habitat. Die neue sei
wortwörtlich der Gegenvorschlag. Die
Regierung äussert sich dazu nicht mehr.
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